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Durchsetzung von Sozialstandards in der Lieferkette von 
Lebensmitteleinzelhandelsunternehmen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

In den letzten Jahren hat in Deutschland und der Europäischen Union ein 
Verdrängungswettbewerb im Lebensmitteleinzelhandel stattgefunden. Die 
sechs größten deutschen Lebensmitteleinzelhandelsuntemehmen EDEKA 
ZENTRALE AG & Co. KG, REWE Markt GmbH, Lidl Dienstleistung GmbH 
& Co. KG, ALDI Einkauf GmbH & Co. oHG, METRO AG und Tengelmann 
Warenhandelsgesellschaft KG verfügen heute bereits über einen Anteil von 
ca. 90 Prozent am inländischen Marktvolumen. Dieser sich fortsetzende Kon- 
zentrationsprozess führt zu einer Verschärfung des Preisdrucks auf die im Aus- 
land ansässigen Lieferanten und Erzeuger, z. B. in Costa Rica und Ecuador. 
Durch Niedrigstpreise kommt es in diesen Betrieben teilweise zu menschenun- 
würdigen Arbeitsbedingungen, wie die Studie „Endstation Ladentheke“ von 
Oxfam Deutschland e. V. zeigt. Dazu gehören Löhne, die weit unter dem Exis- 
tenzminimum liegen, Arbeitszeiten von mehr als 80 Wochenstunden, Entlas- 
sungen von Gewerkschaftsmitgliedern, Frauendiskriminierung, Nichteinhal- 
tung von Arbeitsschutz sowie die Androhung von Massenentlassungen und Be- 
triebsschließungen. Insbesondere Frauen sind von diesen Arbeitsbedingungen 
und nicht nur von Diskriminierung, sondern auch von den Verletzungen des 
Arbeitsschutzes betroffen. Sie stellen Menschenrechtsverletzungen dar und 
widersprechen internationalen Standards zu menschenwürdigen Arbeitsbedin- 
gungen. 

Die Unterstützung der Einhaltung von Menschenrechten in globalen Liefer- 
ketten durch deutsche Unternehmen ist schon heute durch freiwillige Selbstver- 
pflichtungen der Unternehmen möglich. In Deutschland gibt es Bemühungen 
zur Stärkung der freiwilligen Unternehmens Verantwortung (Corporate Social 
Responsibility, CSR). Das Bundeskabinett hatte am 15. Juli 2009 dem vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales vorgelegten „Zwischenbericht zur 
Entwicklung einer nationalen CSR-Strategie“ zugestimmt. Im Rahmen der 
CSR-Strategie sollte Anfang 2010 der „Aktionsplan CSR in Deutschland“ ver- 
abschiedet werden. Einige der deutschen Lebensmitteleinzelhandelsuntemeh- 
men setzen bereits auf freiwillige Verhaltenskodizes, die auch eine Unterstüt- 
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zung menschenwürdiger Arbeitsbedingungen in den globalen Lieferketten um- 
fassen, und sind der weltweiten Business Social Compliance Initiative (BSCI) 
beigetreten. Allerdings wird im BSCI-Jahresbericht 2008 daraufhingewiesen, 
dass nur 43 Prozent der auditierten Unternehmen die Anforderungen der Sozial- 
standards erfüllt haben, teilweise auch erst nach einer Nachauditierung. 

Ziel deutscher Politik muss es weiterhin sein, die Globalisierung sozial und ge- 
recht zu gestalten. Dazu gehört die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsbedin- 
gungen in den Partnerländern als ein wesentlicher Beitrag zur Bekämpfung 
weltweiter Armut. Der Verankerung und Durchsetzung der Kernarbeitsnormen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) auf den internationalen Ebenen 
von Welthandelsorganisation (WTO), Organisation für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit und Entwicklung (OECD), Internationalem Währungsfonds (IWF), 
Weltbank und der Welthandels- und Entwicklungskonferenz (UNCTAD) 
kommt dabei entscheidende Bedeutung zu. 

Der UN-Sonderbeauftragte für Menschenrechte und transnationale Unterneh- 
men, John Ruggie, hat 2008 dem UN-Menschenrechtsrat das Rahmenwerk 
„Protect, Respect and Remedy: a Framework for Business and Human Rights“ 
(A/HRC/8/5) vorgelegt, das die staatliche Pflicht hervorhebt, Schutz vor - auch 
in anderen Ländern begangenen - Menschenrechtsverstößen durch im Staats- 
gebiet ansässige Unternehmen zu gewähren. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Globalisierung bietet große Chancen für Wachstum, Beschäftigung, Wohlstand 
und Freiheit für alle Länder. Alle Menschen und Völker haben das Recht, an 
einer positiven wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen und politischen Entwick- 
lung teilzuhaben und daraus Nutzen zu ziehen. 

Diese Ziele verfolgt die Bundesregierang bei ihrer Arbeit in wichtigen interna- 
tionalen Organisationen wie dem Internationalen Währungsfonds (IWF), der 
Weltbank, der Welthandelsorganisation (WTO), der Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und der Internationalen 
Arbeitsorganisation (IAO). 

Nach Auffassung der Bundesregierung lässt sich Entwicklung im Zeichen fort- 
schreitender Globalisierung vieler Wirtschafts- und Lebensbereiche nur dann 
nachhaltig gestalten, wenn es gelingt, das Leitbild einer nachhaltigen Entwick- 
lung im Bewusstsein der aktiv handelnden Menschen in Unternehmen zu veran- 
kern. 

Neben rechtlichen Verpflichtungen ist daher die freiwillige Beachtung von 
Grundsätzen verantwortungsvoller Unternehmensführang durch die Wirtschaft 
von entscheidender Bedeutung (s. auch Antwort zu Frage 11). 


1 . Wie bewertet die Bundesregierang die Marktkonzentration im Lebensmittel- 
einzelhandel unter kartellrechtlichen Gesichtspunkten? 

Der Lebensmitteleinzelhandel (LEFI) ist nicht nur durch eine hohe Konzentra- 
tion, sondern auch durch intensiven Wettbewerb geprägt (so auch die Monopol- 
kommission in ihrem 47. Sondergutachten: „Preiskontrollen in Energiewirt- 
schaft und Flandel? Zur Novellierung des GWB“). Dieser intensive Wettbewerb 
ist mitursächlich für die im europäischen Vergleich sehr niedrigen Lebensmittel- 
preise in Deutschland. Eine weitere Konzentration ist nur denkbar, soweit die 
fusionskontrollrechtlichen Voraussetzungen (Zusammenschluss führt zu keiner 
Entstehung oder Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung) erfüllt sind. 
Soweit auf einem Markt eine marktbeherrschende Stellung besteht, gewähr- 
leisten die kartellrechtlichen Vorschriften der Missbrauchsaufsicht, dass diese 
nicht rechtswidrig ausgeübt wird. 
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2. Welche Auswirkungen hat die Marktkonzentration für die Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer in den Lebensmittelmärkten in Deutschland? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Auswirkungen der 
Marktkonzentration auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den 
Lebensmittelmärkten in Deutschland vor. 


3. Welche Auswirkungen hat die Marktkonzentration für die Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer in den Lieferanten- und Erzeugerbetrieben im 
Ausland? 

Die Arbeitsbedingungen in Lieferanten- und Erzeugerbetrieben im Ausland un- 
terliegen sehr vielfältigen Einflussfaktoren, von denen sich die meisten der Kon- 
trolle oder auch der direkten Einflussnahme durch Handelsunternehmen als 
Endabnehmer entziehen. Der Einfluss von Wettbewerbsbedingungen auf den 
jeweiligen Endverbrauchermärkten dürfte hier, wenn überhaupt, von sehr unter- 
geordneter Bedeutung sein. Größere Unternehmen können unter Umständen 
sogar besser als kleinere in der Lage sein, die Arbeitsbedingungen in Zuliefer- 
betrieben im Ausland zu recherchieren und zu dokumentieren. Sie stehen zugleich 
stärker unter öffentlicher Beobachtung. Von daher ist ein indirekter, positiver Ein- 
fluss auf die Arbeitsbedingungen im Ausland möglich. 


4 . Welche Auswirkungen hat die Marktkonzentration für die Verbraucherinnen 
und Verbraucher - hinsichtlich Preis, Angebotsvielfalt und Produktzusam- 
mensetzungen (wie z. B. Nutzung billigerer Ersatzstoffe)? 

Die konkreten Auswirkungen einer hohen Marktkonzentration lassen sich nicht 
pauschal, sondern nur unter Berücksichtigung sämtlicher spezifischer Gegeben- 
heiten eines Marktes beurteilen. Zwei bedeutende Parameter sind dabei der Wett- 
bewerb auf den betroffenen Absatz- und N achfragemärkten. Daneben hängen die 
möglichen Auswirkungen von Marktkonzentration maßgeblich auch von den 
Präferenzen (hinsichtlich Preis, Qualität, Vielfalt) der Endabnehmer ab. 


5 . Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zu unfairen Einkaufsprak- 
tiken im Lebensmitteleinzelhandel vor, und wie bewertet sie diese? 

Das Bundeskartellamt führt derzeit im Bereich des LEH mehrere Verfahren 
durch. Zu diesen Verfahren nimmt die Bundesregierung keine Stellung, solange 
diese noch anhängig und deren Ergebnisse offen sind. Darüber hinausgehende 
Erkeimtnisse hat die Bundesregierung nicht. 


6. Welche internationalen Sozialstandards menschenwürdiger Arbeitsbedin- 
gungen sind auch für Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland ver- 
bindlich? 

Gibt es darüber hinaus weitere internationale Sozialstandards zu menschen- 
würdigen Arbeitsbedingungen? 

Der Begriff internationale Sozialstandards trifft in seiner weiten Auslegung auf 
alle einschlägigen Konventionen, Regelungen und Vereinbarungen internationa- 
ler Organisationen (z. B. der Vereinten Nationen und ihrer Unterorganisationen, 
des Europarats und anderer multilateraler Institutionen) zu. Dieser Auslegung 
folgend wären grundsätzlich auch Vorschriften der EU oder zwischenstaatliche 
(multi- oder bilaterale) Vereinbarungen und Verträge zu betrachten. 
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Die Anfrage bezieht sich offensichtlich auf menschenwürdige Arbeitsbedingun- 
gen im Kontext der Internationalisierung der Lieferketten. Entsprechende ein- 
schlägige internationale Sozialstandards, insbesondere die Kernarbeitsnormen 
der IAO und weitere lAO-Übereinkommen, können für Unternehmen immer nur 
nach Umsetzung durch die entsprechenden (Mitglieds-)Staaten verbindlich sein. 
Menschenwürdige Arbeitsbedingungen sind in Deutschland insbesondere auf 
der Basis des geltenden EU- und nationalen Rechts sowie ratifizierter Überein- 
kommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) geregelt. Eine Liste der 
von Deutschland ratifizierten Übereinkommen der IAO findet sich unter folgen- 
dem Link: www.ilo.org. 

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen beziehen sich in Kapitel IV 
auf die Einhaltung von Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechten sowie die 
Abschaffung von Kinderarbeit und Zwangsarbeit. Die Respektierung der Men- 
schenrechte und die Ermutigung der Geschäftspartner und Zulieferfirmen zur 
Einhaltung der Leitsätze sind in den Allgemeinen Grundsätzen festgelegt. Die 
Leitsätze stellen gemeinsame Empfehlungen der Regierangen aller 3 1 OECD- 
Mitgliedstaaten sowie elf weiterer Staaten an die in diesen Staaten ansässigen 
multinationalen Unternehmen bei deren weltweiter Geschäftstätigkeit dar. Un- 
ternehmen, die Investitionsgarantien des Bundes in Anspruch nehmen, müssen 
im Antragsverfahren bestätigen, dass ihnen bekannt ist, dass die Bundesregie- 
rung von ihnen die Beachtung der Leitsätze erwartet. 

Ein weiteres CSR-Instrament (CSR = Corporate Social Responsibility - Unter- 
nehmerische Gesellschaftsverantwortung), das auch auf Sozialstandards Bezug 
nimmt, ist der Global Compact der Vereinten N ationen, der von der Bundesregie- 
rung gefördert wird und dem in Deutschland 139 namhafte Unternehmen und 
43 weitere Vertreterinnen/Vertreter von Stakeholdem angehören. 

Weitere, in der Regel auch unter den Begriff internationale Sozialstandards ge- 
fasste Instrumente sind private bzw. nicht von Regierungen getragene Initiativen. 
Beispielhaft und nicht wertend seien hier die in der deutschen Wirtschaft be- 
kannte Global Reporting Initiative, die Business Social Compliance Initiative 
(BSCI) und SA 8000 von Social Accountability International genannt. Zudem 
wird voraussichtlich noch dieses Jahr mit der Norm ISO 26000, „Guidance on 
Social Responsibility“, ein mit breiter internationaler Experten- und Stakehol- 
derbeteiligung erarbeiteter Leitfaden zur Identifizierung und Priorisierang von 
gesellschaftlicher Verantwortung publiziert werden (auf die Antwort zu Frage 1 1 
wird hingewiesen). 


7. Welche Verstöße gegen internationale Sozialstandards menschenwürdiger 
Arbeitsbedingungen in den letzten vier Jahren sind der Bundesregierung be- 
kannt, und wie wurde die Bundesregierung darauf aufmerksam bzw. wer in- 
formiert üblicherweise über solche Verstöße? 

Die OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen (siehe hierzu auch Ant- 
wort zu Frage 6) bieten die Möglichkeit bei vermuteten Verstößen die von den 
Regierungen der teilnehmenden Staaten eingerichteten Nationalen Kontakt- 
stellen (NKS) zu befassen. In Deutschland wird diese Funktion vom Bundes- 
ministerium für Wirtschaft und Technologie, Referat VC3, in Zusammenarbeit 
mit den fachlich betroffenen Bundesministerien wahrgenommen. Die Befassung 
der NKS steht Betroffenen ebenso zu wie Dritten mit berechtigtem Interesse. 
Üblicherweise erfolgt sie durch Nichtregierangsorganisationen oder Gewerk- 
schaften. ln den vergangenen vier Jahren war die deutsche NKS auf dieser 
Grundlage mit drei Fällen befasst, die Kapitel IV der Leitsätze betrafen. In einem 
Fall einigten sich die Parteien gütlich, in einem Fall verpflichtete sich das Unter- 
nehmen zu aktiven Schritten im Kampf gegen die Kinderarbeit, in einem weite- 
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ren Fall besteht keine primäre Zuständigkeit der deutschen NKS, sie kooperiert 
aber eng mit der zuständigen NKS. 

Weitere Erkenntnisse erwachsen der Bundesregierung gelegentlich durch Anfra- 
gen von meist Nichtregierungsorganisationen (NGO), Gewerkschaften, aber 
auch Einzelpersonen. Die Bearbeitung dieser Anfragen unterliegt einer vertrauli- 
chen Behandlung. 


8. Welche Maßnahmen, einschließlich Ändemngen im Kartellrecht, hält die 
Bundesregierung für notwendig, um die Ausnutzung von konzentrierter 
Marktmacht der Lebensmitteleinzelhandelsunternehmen zum Nachteil der 
Zulieferemntemehmen - auch in den Entwicklungs- und Schwellen- 
ländem - zu verhindern? 

Die im deutschen Kartellrecht enthaltenen Regeln in den §§ 19, 20 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) existieren, um den Missbrauch von 
Marktmacht zu sanktionieren. Weitere gesetzliche Maßnahmen sind aus derzei- 
tiger Sicht nicht notwendig. 


9. Hält die Bundesregierang eine Sektorantersuchung durch das Bundes- 
kartellamt zu den Auswirkungen der Marktkonzentration im Lebensmittel- 
einzelhandel auf Erzeuger- und Zuliefererantemehmen für sinnvoll, und 
wenn nicht, aus welchen Gründen? 

§ 32e GWB ermächtigt das Bundeskartellamt und die obersten Landesbehörden, 
eine Sektoruntersuchung durchzuführen, weim starre Preise oder andere Um- 
stände vermuten lassen, dass der Wettbewerb im Inland möglicherweise einge- 
schränkt oder verfälscht ist. Sofern entsprechende Umstände vorliegen und nach 
Einschätzung der zuständigen Kartellbehörden eine Sektoruntersuchung zusätz- 
liche Erkeimtnisse zu den dort bereits vorhandenen Marktkeimtnissen verspricht, 
hält die Bundesregierung eine Sektorantersuchung für sinnvoll. 


10. ln welcher Form setzt sich die Bundesregierung für die Durchsetzung von 
internationalen Sozialstandards menschenwürdiger Arbeitsbedingungen 
in der Lieferkette von deutschen Lebensmitteleinzelhandelsuntemehmen 
ein? 

Das Thema Verantwortung von Unternehmen hat die Bundesregierung im natio- 
nalen, europäischen und internationalen Rahmen aktiv unterstützt und sich ins- 
besondere für die Berücksichtigung von CSR in der EU sowie den G8 (Fleiligen- 
damm-Prozess), G20, ASEM (Asien-Europa-Treffen) und weiteren Foren ein- 
gesetzt. 

Es ist Politik der Bundesregierung, die Umsetzung der Agenda für menschen- 
würdige Arbeit der IAO intensiv zu unterstützen. Darüber hinaus setzt sich 
Deutschland für die Ratifizierung und Umsetzung der Kernarbeitsnormen welt- 
weit ein. Deutschland arbeitet aktiv in der IAO mit bei der Verbreitung der CSR 
in transnationalen Unternehmen. Dies geschieht nicht nur innerhalb der IAO 
oder ihrer Programme, sondern auch im europäischen und internationalen 
Rahmen. 

Die Bundesregierung setzt sich des Weiteren für die Einhaltung der OECD-Leit- 
sätze für multinationale Unternehmen ein. 

Die Bundesregierung fördert und unterstützt aktiv den Global Compact der 
Vereinten Nationen, die Arbeiten des „Special Representative of the UN Secre- 
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tary-General on business and human rights“, Prof. John Ruggie, sowie die lau- 
fenden Arbeiten zur Norm ISO 26000 „Guidance on Social Responsibility“. 

Siehe auch die Antworten zu den Fragen 6 und 7. 


1 1 . Welche Maßnahmen der sechs größten deutschen Lebensmitteleinzelhan- 
delsuntemehmen zur Einhaltung von internationalen Sozialstandards men- 
schenwürdiger Arbeitsbedingungen in deren Lieferkette sind der Bundes- 
regierung bekannt? 

Alle in der Frage angesprochenen Unternehmen (EDEKA AG, REWE Group, 
METRO GROUP, Lidl Dienstleistung GmbH & Co. KG, ALDI Einkauf GmbH 
& Co. oHG und Tengelmann Warenhandelsgesellschaft KG) haben Sozial- 
standards bzw. Verhaltenskodices aufgestellt. Diese orientieren sich vor allem an 
internationalen Rahmenabkommen, insbesondere lAO-Kemarbeitsnormen, 
UN-Menschenrechtskonvention sowie den OECD-Leitlinien für multinationale 
Unternehmen und dem UN Global Compact. Beispielhaft für die verschiedenen 
Initiativen des LEH sind: 

a) Business Social Compliance Initiative (BSCI) 

Die BSCI ist aus dem deutschen Einzelhandel heraus entstanden. Der BSCI 
gehören REWE, METRO, Lidl und ALDI sowie rund 16 weitere deutsche 
Einzelhandelsuntemehmen und viele ihrer Zulieferer an. So ist beispielsweise 
bei der METRO GROUP für eine Zusammenarbeit (insbesondere bei Textil- 
lieferanten) ein gültiges und bestandenes BSCI-Zertifikat Voraussetzung. Im 
Rahmen der BSCI-Initiative organisiert die METRO GROUP sog. Runde 
Tische, die u. a. Vertreter von Regierungen, Wirtschaftsorganisationen, Ge- 
werkschaften, NGO und Hochschulen zusammenbringen. Ihr Ziel ist es, eine 
Umgebung zu fördern, die den Unternehmen eine Umsetzung der nationalen 
und internationalen Sozialstandards erleichtert. 

b) GLOBALGAP 

GLOBALGAP ist eine private Organisation, die weltweit freiwillige Stan- 
dards zur Zertifizierung von landwirtschaftlichen Produkten setzt. Sie 
beschäftigt sich auch mit Arbeitsbedingungen. Alle sechs großen Einzelhan- 
delsuntemehmen EDEKA, REWE, METRO, Lidl, ALDI und Tengelmaim 
sowie rund 100 000 Erzeuger sind der Initiative angeschlossen. Am Projekt 
„GRASP“ (GLOBALGAP Risk Assessment on Social Practices), das sich mit 
der Risikoeinschätzung für soziale Belange von Arbeitern in der Landwirt- 
schaft befasst, beteiligen sich u. a. EDEKA, die METRO GROUP und Lidl 
sowie die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ). 

c) Der Handel mit Fairtrade-Produkten unterstützt Produzenten in Entwick- 
lungsländern mit dem Ziel, deren Lebens- und Arbeitsbedingungen zu ver- 
bessern, die Biimenwirtschaft zu stärken und langfristig gerechtere Weltwirt- 
schaftsstmkturen zu schaffen. EDEKA, REWE, METRO, Lidl, ALDI und 
Tengelmann führen Fairtrade-Produkte im Sortiment. In Deutschland ge- 
nerierte Fairtrade 2009 einen Umsatz von 267 Mio. Euro, Tendenz deutlich 
steigend. 

d) Fair Alliance (Textilien): In Zusammenarbeit mit der Remei AG führt die 
REWE Group soziale Projekte in Tansania und Indien durch. Beispiel: Auf- 
bau einer Animationsschule (d. h. Eltern werden animiert, ihre Kinder in die 
von Remei AG und REWE Group erbaute Schule zu schicken, anstatt aufs 
Feld). 
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12. Wie bewertet die Bundesregierung die bisherigen freiwilligen Vereinba- 
rungen der deutschen Unternehmen im Bereich CSR, auch im Rahmen der 
BSCl? 

Die Bundesregierung begrüßt die große Bereitschaft vieler kleiner und großer 
deutscher Unternehmen, sich renommierten internationalen freiwilligen Initiati- 
ven zur gesellschaftlichen Verantwortung anzuschließen und diese aktiv zu un- 
terstützen. CSR bedeutet, gesellschaftliche Verantwortung zum Bestandteil der 
Kemstrategie des Unternehmens zu machen. Gesetzestreue in Deutschland wie 
im Ausland ist Voraussetzung für weitere, freiwillige Aktivitäten. CSR ist frei- 
willig, aber nicht beliebig. Verantwortungsvolle Unternehmen erwarten auch 
von ihren Lieferanten die überprüfbare Einhaltung von nationalen Gesetzen und 
internationalen Arbeits- und Sozialstandards. Verantwortungsvolle Unterneh- 
men setzen auch freiwillige Initiativen transparent um, dies kann insbesondere in 
Ländern einen Beitrag zu sozialen und ökologischen Zielen leisten, in denen in- 
ternationale Mindeststandards noch nicht ausreichend verwirklicht sind. Hierzu 
zählt auch das Engagement im Rahmen der BSCl. 


13. In welcher Form unterstützt die Bundesregiemng CSR-Maßnahmen deut- 
scher Unternehmen? 

Die Bundesregierung bekennt sich klar zur Bedeutung gesellschaftlicher Verant- 
wortung von Unternehmen und fördert die Einbeziehung freiwilligen, gesell- 
schaftlichen Engagements in die Unternehmensstrategie. Hierfür entwickelt die 
Bundesregierang derzeit eine Nationale CSR-Strategie. Mit der CSR-Strategie 
verfolgt die Bundesregierung das Ziel, CSR zu fördern und damit zu einer sozia- 
len und ökologischen Gestaltung der Globalisierung beizutragen. Um den gesell- 
schaftlichen Dialog zu organisieren, hat das Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS), als federführendes Ressort iimerhalb der Bundesregierung, im 
Januar 2009 ein CSR-Foram einberafen. Dieses Forum versammelt rund 40 Ver- 
treterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Gewerkschaften, Zivilgesellschaft, 
Wissenschaft, Politik und internationalen Organisationen und hat die Aufgabe, 
Empfehlungen für die Nationale CSR-Strategie zu entwickeln. 


14. Wird die Bundesregierung im Rahmen der deutschen CSR-Strategie einen 
Aktionsplan CSR in Deutschland verabschieden? 

Wenn ja, wann, und wenn nicht, aus welchen Gründen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, die Nationale CSR-Strategie im Herbst 2010 
auf der Basis der Empfehlungen des Nationalen CSR-Forams als „Aktionsplan 
CSR in Deutschland“ im Bundeskabinett zu beschließen. Derzeit berät das Na- 
tionale CSR-Foram einen an die Bundesregierung gerichteten Empfehlungs- 
bericht. Dieser wird konkrete Maßnahmevorschläge für einen Aktionsplan CSR 
beinhalten. Es ist davon auszugehen, dass die Empfehlungen des CSR-Forams 
die sechs identifizierten Handlungsfelder Glaubwürdigkeit und Sichtbarkeit von 
CSR; die Förderung der Verbreitung des Themas CSR, insbesondere auch bei 
KMU; die Integration von CSR in Bildung, Qualifizierung, Wissenschaft und 
Forschung; Stärkung von CSR in internationalen und entwicklungspolitischen 
Zusammenhängen; CSR als Beitrag zur Bewältigung gesellschaftlicher Heraus- 
forderungen sowie die Schaffung eines CSR-förderlichen Umfelds umfassen 
werden. 
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15. Wird die Bundesregierung gesetzliche Regelungen zur sozialen Verant- 
wortung von Unternehmen einfuhren, und wenn nicht, aus welchen Grün- 
den? 

Corporate Social Responsibility setzt per definitionem auf die freiwillige gesell- 
schaftliche Verantwortungsübernahme der Unternehmen, über bestehende ge- 
setzliche Verpflichtungen hinaus. Bei der Förderung von CSR zielt die Bundes- 
regierung vorrangig darauf, freiwilliges Engagement von Unternehmen für die 
Gesellschaft noch sichtbarer und transparenter zu machen und damit insbeson- 
dere auch Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie Investorinnen und Investo- 
ren die Möglichkeit zu geben, verantwortliches Wirtschaften von Unternehmen 
zu honorieren. So kann die Übernahme gesellschaftlicher Verantwortung die 
Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens merklich erhöhen. 


16. Wird die Bundesregiemng umfassende Berichtspflichten für Unternehmen 
in Bezug auf ihre soziale Verantwortung auch für ihre Lieferkette unabhän- 
gig von ihrer Geschäftstätigkeit in Erweitemng bestehender Berichts- 
pflichten des Bilanzrechtes einführen, und wenn nicht, aus welchen Grün- 
den? 

Große Kapitalgesellschaften müssen entsprechend den Vorschriften des Handels- 
gesetzbuchs (§ 289 Absatz 3 und § 3 1 5 des Handelsgesetzbuchs) nichtfinanzielle 
Leistungsindikatoren von Bedeutung für das Verständnis des Geschäftsverlaufs 
oder der Lage des Konzerns, wie Informationen über Umwelt- und Arbeitneh- 
merbelange, in die Konzernlageberichte aufnehmen. Die Aufzählungspfiicht 
kaim sich auch auf weitere Themen der Nachhaltigkeit erstrecken. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt darüber hinaus die Anwendung 
und Verbreitung der freiwilligen Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unterneh- 
men. Gemeinsam mit dem Rat für N achhaltige Entwicklung fördert das federfüh- 
rende Bundesministerium für Arbeit und Soziales das Ranking der Nachhaltig- 
keitsberichterstattung von Unternehmen, das durch das Institut für Ökologische 
Wirtschaftsforschung und future e. V. — Verantwortung unternehmen durch- 
geführt wird. Seit 2009 wurde als eigene Kategorie die Berichterstattung kleiner 
und mittelständischer Unternehmen in den Wettbewerb aufgenommen. Das Bun- 
desministerium für Arbeit und Soziales ist zudem Mitglied im Governmental 
Advisory Board der Global Reporting Initiative (GRl). 

Eine verbindliche Einführung einer gesetzlichen Verpflichtung der Nachhaltig- 
keitsberichterstattung in Bezug auf die soziale Verantwortung auch für die Lie- 
ferkette ist nicht geplant. Sie stünde im Konflikt mit dem Ziel der Bundesregie- 
rung, Berichtspfiichten abzubauen und damit die Unternehmen von Bürokratie- 
kosten zu entlasten. 


1 7 . Welche Maßnahmen plant die Bundesregiemng, um mehr Transparenz und 
Vergleichbarkeit für Verbraucherinnen und Verbraucher zu schaffen, hin- 
sichtlich der Einhaltung bzw. Nichteinhaltung von Sozialstandards bei be- 
stimmten Produkten oder Anbietern? 

Im Rahmen der Entwicklung einer Nationalen CSR-Strategie legt die Bundes- 
regierung einen Schwerpunkt auf die Erhöhung der Sichtbarkeit und Glaub- 
würdigkeit von CSR. Auch das Nationale CSR-Forum hat für diese Aufgabe be- 
sonderen Handlungsbedarf erkannt und in einer Arbeitsgruppe Empfehlungen an 
die Bundesregiemng erarbeitet. 

Die Bundesregiemng prüft derzeit, ob als eine Maßnahme des Nationalen CSR- 
Aktionsplans die Einfühmng eines zentralen Informationsportals für CSR in 
Betracht kommt. 
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18. Wird die Bundesregierung bei der im Koalitionsvertrag zwischen CDU, 
CSU und FDP festgeschriebenen Reform des Verbraucherinformationsge- 
setzes und der Zusammenfassung der Informationsansprüche der Bürge- 
rinnen und Bürger auch einen gesetzlichen Informationsanspruch in Bezug 
auf Sozialstandards in der Lieferkette von Unternehmen einbeziehen? 

Die Bundesregierung führt derzeit einen offenen, transparenten und partizipa- 
tiven Diskussionsprozess zur Evaluation des Verbraucherinformationsgesetzes 
(VIG) durch. Ob und gegebenenfalls welche materiell-rechtlichen Änderungen 
im Fall einer Zusammenfassung der Informationsansprüche des Bürgers erfor- 
derlich sind, kann erst nach Abschluss dieser Dialogphase entschieden werden. 
Dabei sind neben den Ergebnissen der wissenschaftlichen Untersuchung des 
VIG auch die eingegangenen Stellungnahmen zu berücksichtigen. 


19. Mit welchen Maßnahmen kommt die Bundesregierung ihrer Pflicht zum 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen im Ausland durch deutsche Un- 
ternehmen nach? 

Die Bundesregierung unterstützt auf vielfältige Weise und im Rahmen ihrer 
völkerrechtlichen Befugnisse die freiwillige Einhaltung menschenrechtlicher 
Standards durch Unternehmen im Ausland. So setzt sie sich intensiv für die Um- 
setzung von lAO-Übereinkommen ein und fördert die Anwendung der OECD- 
Leitsätze für multinationale Unternehmen (siehe auch die Antworten zu den 
Fragen 6 und 7). 


20. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um deutsche Mutter- 
konzeme für im Ausland begangene Menschenrechtsverletzungen ihrer 
Tochterunternehmen und Zulieferer haftbar zu machen? 

Eine zivilrechtliche Flaftung deutscher Konzernobergesellschaften für im Aus- 
land begangene Rechtsverstöße ist nach allgemeinen Grundsätzen möglich, 
wenn im Einzelfall alle Merkmale eines Haftungstatbestandes erfüllt sind. Dies 
setzt regelmäßig ein der Konzernobergesellschaft zurechenbares Handeln vo- 
raus. 


21. Welche Initiativen wird die Bundesregierung im Rahmen der Euro- 
päischen Union und der Vereinten Nationen ergreifen, um verbindliche 
Regeln für faire Arbeits- und Produktionsbedingungen, z. B. im Rahmen 
der Verhandlungen der Welthandelsorganisation (WTO) oder der OECD, 
durchzusetzen und deren Einhaltung zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung ist Mitglied in der High Level Group Corporate Social 
Responsibility der Mitgliedstaaten der EU bei der Europäischen Kommission 
und tauscht sich in diesem Rahmen über Politiken der EU und der Mitgliedstaa- 
ten aus. Derzeit bereitet die Europäische Kommission eine Mitteilung über CSR 
vor, die voraussichtlich im Frühjahr 2011 veröffentlicht wird. Die Mitteilung 
wird sich auf die Wiederherstellung des Vertrauens der EU-Bürger in die Wirt- 
schaft konzentrieren. Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen die Offenlegung 
von ökologischen, sozialen und Governance-Daten von Unternehmen, die Stär- 
kung der Menschenrechte in der Lieferkette sowie die Unterstützung verschiede- 
ner internationaler CSR-Instrumente, wie die UN Global Compact und die 
OECD-Leitsätze für multinationale Unternehmen. 
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